
PARLAMENT / RAT 

SCHLUSSANTRÄGE DER FRAU GENERALANWALT 

CHRISTINE STIX-HACKL 

vom 12. Juli 2005 1 

I — Einleitende Bemerkungen 

1. Dieser Rechtsstreit zwischen dem Parla­
ment und dem Rat betrifft die Schaffung der 
Europäischen Genossenschaft. Mit der vor­
liegenden Klage begehrt das Parlament die 
Nichtigerklärung der auf Artikel 308 EG 
gestützten Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 
des Rates vom 22. Juli 2003 über das Statut 
der Europäischen Genossenschaft (SCE) 2 
(im Folgenden: Verordnung). Dabei geht es 
um die grundsätzliche Frage, ob und unter 
welchen Voraussetzungen der Rat Rechts­
akte auf der Grundlage von Artikel 308 EG 
erlassen darf. Vor diesem Hintergrund hat 
das vorliegende Verfahren in der Folge im 
Wesent l i chen die Auslegung von 
Artikel 95 EG zum Gegenstand. 

II — Die streitige Verordnung 

A — Das Gesetzgebungsverfahren 

2. Am 6. März 1992 übermittelte die Kom­
mission ihren ursprünglichen Vorschlag 3 
betreffend die Europäische Genossenschaft 
dem Rat. Dieser Vorschlag war auf 
Artikel 100a EG-Vertrag, also auf die Vor­
läuferbestimmung von Artikel 95 EG, ge­
stützt. Am 6. Juli 1993 nahm die Kommis­
sion nach erster Lesung durch das Parlament 
ihren geänderten Vorschlag 4 an und über­
mittelte ihn dem Rat. 

3. Im Zuge der Änderungen der Verträge 
durch den Vertrag von Maastricht und den 
Vertrag von Amsterdam wurde die Rechts­
grundlage auf Artikel 95 EG angepasst 5. 
Diese Rechtsgrundlage wurde vom Parla­
ment in seiner Stellungnahme bestätigt. 

1 — Originalsprache: Deutsch. 

2 — ABl. L 207, S. 1. 

3 — KOM(91) 273 endg. (ABl. 1992, C 99, S. 14). 

4 — KOM(93) 252 endg. (ABl. 1993, C 236, S. 17). 

5 — KOM(93) 570 endg. sowie SEK(99) 581 endg. 
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4. Ab Frühjahr 2002 gab es im Rat Dis­
kussionen, in deren Verlauf es zur Änderung 
der Rechtsgrundlage auf Artikel 308 EG statt 
Artikel 95 EG kam. Wegen dieser Änderung 
beschloss der Rat, das Parlament erneut 
anzuhören. 

5. Am 14. Mai 2003 erfolgte die Stellung­
nahme des Parlaments, in der die neuerliche 
Änderung der Rechtsgrundlage auf 
Artikel 95 EG gefordert wurde. Dem schloss 
sich die Kommission in ihrem Standpunkt zu 
den Änderungsanträgen des Parlaments an. 

6. Am 22. Juli 2003 erfolgte die formelle 
Annahme der Verordnung durch den Rat, 
wobei dieser an Artikel 308 EG als Rechts­
grundlage festhielt. 

B — Zielsetzung und Inhalt der Verordnung 

7. In Bezug auf das angestrebte Ziel der 
Verordnung heißt es in deren zweiten Er­
wägungsgrund: „Die Vollendung des Binnen­
marktes und die damit verbundene Ver­
besserung der wirtschaftlichen und sozialen 
Lage in der gesamten Gemeinschaft macht 
nicht nur die Beseitigung von Handels­
schranken erforderlich, sondern bedeutet 
auch, dass die Produktionsstrukturen an die 
Gemeinschaftsdimension angepasst werden 

müssen. Dazu ist es wesentlich, dass Gesell­
schaften jedweder Form, deren Geschäftstä­
tigkeit über die Befriedigung des rein lokalen 
Bedarfs hinausgeht, in der Lage sein sollten, 
die Umstrukturierung ihres Geschäftsbe­
triebs zwecks Ausdehnung auf die Gemein­
schaftsebene zu planen und durchzuführen." 

8. Der dritte Erwägungsgrund lautet: 

„Der Rechtsrahmen für eine Geschäftstätig­
keit innerhalb der Gemeinschaft beruht 
immer noch weitgehend auf einzelstaatli­
chem Recht und entspricht damit nicht dem 
wirtschaftlichen Rahmen, innerhalb dessen 
sich diese entwickeln muss, wenn die Ziele 
des Artikels 18 des Vertrags erreicht werden 
sollen. Diese Situation stellt ein erhebliches 
Hindernis für die Schaffung von Unterneh­
mensgruppen mit Unternehmen aus ver­
schiedenen Mitgliedstaaten dar." 

9. Aus dem sechsten Erwägungsgrund geht 
hervor, dass die Gemeinschaft für die in allen 
Mitgliedstaaten gemeinhin anerkannten Ge­
nossenschaften angemessene rechtliche In­
strumente zur Verfügung stellen muss, die 
eine Entwicklung ihrer länderübergreifenden 
Tätigkeiten fördern können. 
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10. Der elfte Erwägungsgrund erläutert die 
Situation folgendermaßen: 

„Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
von Genossenschaften stößt in der Gemein­
schaft gegenwärtig auf rechtliche und ad­
ministrative Schwierigkeiten; diese sollten in 
einem Markt ohne Grenzen beseitigt wer­
den." 

11. Der zwölfte Erwägungsgrund gibt Auf­
schluss über das Mittel zur Erreichung des 
Zwecks: 

„Mit der Einführung einer europäischen 
Rechtsform für Genossenschaften, die sich 
auf gemeinsame Grundsätze stützt, aber 
ihren Besonderheiten Rechnung trägt, sollen 
die Voraussetzungen für ein grenzüber­
schreitendes Tätigwerden im gesamten Ge­
biet der Gemeinschaft oder in einem Teil 
derselben geschaffen werden." 

12. Der 13. Erwägungsgrund nennt als 
Hauptziel dieser Verordnung, dass „natürli­
chen Personen mit Wohnsitz in verschiede­
nen Mitgliedstaaten oder nach dem Recht 
verschiedener Mitgliedstaaten gegründeten 
juristischen Personen die Gründung einer 
SCE zu ermöglichen" ist. 

13. Der 16. Erwägungsgrund weist darauf 
hin, dass Steuerrecht, Wettbewerbsrecht, 
geistiges Eigentum oder Insolvenzrecht von 
der Verordnung nicht erfasst sind. 

14. Der 18. Erwägungsgrund erläutert, wa­
rum ein Teil des rechtlichen Rahmens 
mittels Verweis auf nationales Recht fest­
gelegt wird: 

„Bei den Arbeiten zur Annäherung der 
einzelstaatlichen Vorschriften des Gesell­
schaftsrechts sind beträchtliche Fortschritte 
erzielt worden, sodass in den Bereichen, in 
denen für das Funktionieren der SCE keine 
einheitlichen Gemeinschaftsvorschriften 
notwendig sind, sinngemäß auf bestimmte 
Vorschriften verwiesen werden kann, die der 
Sitzmitgliedstaat der SCE in Durchführung 
der nachstehend aufgeführten Richtlinien 
über Handelsgesellschaften erlassen hat, da 
diese als Regelung für die SCE geeignet sind." 

15. Als Hauptzweck einer SCE nennt Arti­
kel 1 Absatz 3 die Deckung des Bedarfs ihrer 
Mitglieder und/oder die Förderung von 
deren wirtschaftlichen und/oder sozialen 
Tätigkeiten. 

16. Artikel 1 Absatz 5 der Verordnung sieht 
ausdrücklich vor, dass die SCE Rechtsper­
sönlichkeit besitzt. Diese wird gemäß Arti­
kel 18 durch Eintragung in ein Register 
erworben. 
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17. Die Verordnung enthält des Weiteren 
Vorschriften über das Kapital (Artikel 3 und 
4), die Satzung (Artikel 5), den Sitz und 
dessen Verlegung (Artikel 6 und 7), Ein­
tragungen und Publizität (Artikel 11 bis 13), 
die Mitgliedschaft (Artikel 14 bis 16), die 
Arten der Gründung, und zwar Verschmel­
zung und Umwandlung (Artikel 2 und 19 bis 
35), den Aufbau (Artikel 36 bis 63), die 
Ausgabe von Wertpapieren (Artikel 64), die 
Verwendung des Betriebsergebnisses (Arti­
kel 65 bis 67), den Jahresabschluss und den 
konsolidierten Abschluss (Artikel 68 bis 71) 
sowie über Auflösung, Liquidation, Zah­
lungsunfähigkeit und Zahlungseinstellung 
(Artikel 72 bis 76). 

18. An besonderen Charakteristika der SCE 
ist hervorzuheben, dass gemäß Artikel 7 eine 
Verlegung des Sitzes der SCE ohne Auf­
lösung der SCE möglich ist. 

19. Artikel 8 ist die Kernbestimmung be­
treffend das maßgebende Recht. Diese Vor­
schrift legt eine klare Rangordnung fest. 
Danach unterliegt die SCE primär der 
Verordnung und erst danach der jeweiligen 
Satzung der betreffenden SCE — sofern die 
Verordnung dies ausdrücklich zulässt — 
sowie dem nationalen Recht. 

20. Artikel 9 gibt Aufschluss über die Be­
handlung der SCE in den Mitgliedstaaten. 
Danach wird eine SCE vorbehaltlich der 
Bestimmungen dieser Verordnung in jedem 

Mitgliedstaat wie eine Genossenschaft be­
handelt, die nach dem Recht des Sitzstaats 
der SCE gegründet wurde. 

21. Die Verordnung betrifft folglich nach 
ihrem Ziel und ihrem Inhalt die Schaffung 
einer bestimmten Form von Gesellschaft, 
und zwar der Europäischen Genossenschaft 
(SCE). 

III — Verfahren vor dem Gerichtshof und 
Anträge der Parteien 

22. Die Klage des Parlaments ist am 15. Ok­
tober 2003 in das Register der Kanzlei 
eingetragen worden. Mit Beschluss des 
Präsidenten hat der Gerichtshof das König­
reich Spanien und das Vereinigte Königreich 
Großbritannien und Nordirland als Streit­
helfer zur Unterstützung der Anträge des 
Rates sowie die Kommission als Streithelfer 
zur Unterstützung der Anträge des Parla­
ments zugelassen. 

23. Das Parlament beantragt, die Verord­
nung nichtig zu erklären, für den Fall der 
Nichtigerklärung die Wirkungen der Ver­
ordnung bis zum Inkrafttreten einer inner­
halb angemessener Frist auf der zutreffenden 
Rechtsgrundlage erlassenen neuen Regelung 
für diesen Bereich aufrechtzuerhalten und 
dem Rat die Kosten des Verfahrens aufzuer­
legen. 
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24. Der Rat beantragt, die Klage als unbe­
gründet abzuweisen und dem Kläger die 
Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

IV — Die wesentlichen Vorbringen der 
Parteien und Streithelfer 

A — Klagende Partei und ihre Streithelferin 

25. Das Parlament begründet seinen Antrag 
auf Nichtigerklärung der Verordnung damit, 
dass der Rat die Verordnung auf der Grund­
lage von Artikel 308 EG erlassen habe, 
obwohl sie auf Artikel 95 EG gestützt weiden 
müsste. Während Artikel 308 EG nur eine 
Anhörung des Parlaments vorsehe, komme 
nach Artikel 95 EG das Mitentscheidungs­
verfahren nach Artikel 251 EG zur Anwen­
dung. 

26. Artikel 95 EG sei deswegen die richtige 
Rechtsgrundlage für die Annahme des Sta­
tuts der SCE, weil die Verordnung die 
Vorschriften der Mitgliedstaaten angleiche, 
um die Gründung einer SCE zu ermöglichen. 
Die Rechtsform der SCE sei eine nationale 
Gesellschaft mit europäischem Charakter, 
weil sie auf das nationale Recht verweise, 
das für bestimmte Aspekte maßgeblich 
bleibe. 

27. Die Kommission als Streithelferin des 
Parlaments vertritt ebenso eine weite Auf­
fassung des Begriffes Rechtsangleichung, der 
auch die Einführung neuer Regelungen 
umfasse, also auch die Ergänzung nationalen 
Genossenschaftsrechts durch die Satzung 
der SCE. Sie bringt vor, dass die Verordnung 
angesichts ihres Zieles und Inhalts auf 
Artikel 95 EG hätte gestützt werden sollen, 
insbesondere weil sie zur Errichtung und 
zum Funktionieren des Binnenmarktes bei­
trage. 

B — Beklagte Partei und ihre Streithelfer 

28. Der Rat als beklagte Partei verteidigt sein 
Vorgehen damit, dass die Verordnung eine 
neue Rechtsform schaffe. Artikel 95 EG sei 
im Übrigen nicht die einzige Rechtsgrund­
lage zur Verwirklichung des Binnenmarktes. 
Zwar sei eine präventive Rechtsangleichung 
zulässig, doch setze das voraus, dass die 
Mitgliedstaaten eine solche Maßnahme tref­
fen könnten. Das sei jedoch in Bezug auf die 
Schaffung einer parallelen gemeinschaftli­
chen Struktur nicht der Fall. 

29. Das Vereinigte Königreich Großbritan­
nien und Nordirland unterstützt als Streit­
helfer den Rat und hält Artikel 95 EG ebenso 
für eine unzulässige Rechtsgrundlage der 
Verordnung, weil die Mitgliedstaaten eine 
solche Regelung nicht erlassen könnten und 
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auch keine Hindernisse für den Binnenmarkt 
in Form von Unterschieden der Rechts­
ordnungen der Mitgliedstaaten beseitigt 
würden. Die zutreffende Rechtsgrundlage 
sei daher Artikel 308 EG. 

30. Das Königreich Spanien als Streithelfer 
des Rates betont, dass die Rechtsform einer 
SCE, die durch die Verordnung geschaffen 
werde, neu sei und daher nicht auf 
Artikel 95 EG gestützt werden könnte, weil 
es sich nicht um Rechtsangleichung im Sinne 
dieser Vorschrift handle. 

V — Würdigung 

31. Das Rechtsproblem, das in dem vor­
liegenden Verfahren zu klären ist, betrifft die 
Frage, ob die streitige Verordnung zulässi­
gerweise auf Artikel 308 EG gestützt wurde. 
Daher sind zunächst die Voraussetzungen 
für die Anwendung dieser Vorschrift zu 
prüfen. Im Zuge dieser Analyse ist dann zu 
untersuchen, ob die Verordnung auf 
Artikel 95 EG hätte gestützt werden können. 

32. Vorab ist darauf hinzuweisen, dass im 
Rahmen des Zuständigkeitssystems der Ge­
meinschaft die Wahl der Rechtsgrundlage 
eines Rechtsakts nicht allein davon abhängen 
kann, welches nach der Überzeugung eines 

Organs das angestrebte Ziel ist, sondern sich 
auf objektive, gerichtlich nachprüfbare Um­
stände gründen muss. Zu diesen Umständen 
gehören insbesondere das Ziel und der Inhalt 
des Rechtsakts 6. 

A — Voraussetzungen für die Anwendung 
von Artikel 308 EG 

33. Bereits aus dem Wortlaut von 
Artikel 308 EG lassen sich die wesentlichen 
Voraussetzungen für die zulässige Heranzie­
hung dieser Rechtsgrundlage erkennen. 

34. Das Parlament hat dabei zu Recht auf die 
beiden Voraussetzungen hingewiesen: ers­
tens, dass ein Tätigwerden der Gemeinschaft 
erforderlich erscheint, um im Rahmen des 
Gemeinsamen Marktes eines ihrer Ziele zu 
verwirklichen, und zweitens, dass im EG-
Vertrag die hiefür erforderlichen Befugnisse 
nicht vorgesehen sind. 

35. Daran erkennt man also eindeutig die 
Subsidiarität von Artikel 308 EG gegenüber 
anderen Rechtsgrundlagen, wie etwa auch 

6 — Urteile vom 26. März 1987 in der Rechtssache 45/86 
(Kommission/Rat, Slg. 1987, 1493, Randnr. 11) und vom 
11. Juni 1991 in der Rechtesache C-300/89 (Kommission/Rat, 
Slg. 1991, I-2867, Randnr. 10). 
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gegenüber Artikel 95 EG. Das hat der 
Gerichtshof in ständiger Rechtsprechung 
b e t o n t , w o n a c h der Rückgriff auf 
Artikel 308 EG als Rechtsgrundlage eines 
Rechtsakts nur gerechtfertigt ist, wenn keine 
andere Vertragsbestimmung den Gemein­
schaftsorganen die zum Erlass dieses Rechts­
akts erforderliche Befugnis verleiht 7. 

B — Voraussetzungen für die Anwendung 
von Artikel 95 EG 

36. Die Heranziehung von Artikel 95 EG als 
Rechtsgrundlage kommt nur dann in Be­
tracht, wenn die darin genannten Voraus­
setzungen, wie sie von der Rechtsprechung 
ausgelegt werden, erfüllt sind. Im vorliegen­
den Fall geht es um die in seinem Absatz 1 
genannten Voraussetzungen, nämlich, dass 
es sich um Maßnahmen zur Rechtsanglei­
chung handelt, die die Errichtung und das 
Funktionieren des Binnenmarktes zum Ge­
genstand haben. Dazu kommt die in der 
Wortwendung ,,[S]oweit in diesem Vertrag 
nichts anderes bestimmt ist" zum Ausdruck 
kommende Subsidiarität gegenüber speziel­
len Harmonisierungskompetenzen. 

1. Subsidiarität von Artikel 95 EG 

37. Artikel 95 EG verweist hinsichtlich der 
Verwirklichung der Ziele eines auf seiner 
Grundlage angenommenen Rechtsakts auf 
Artikel 14 EG, also auf den Binnenmarkt. 
Artikel 95 EG stellt aber keineswegs die 
einzige Bestimmung zur Realisierung der 
Ziele des Binnenmarktes, oder, wie es der 
Rat ausdrückt, keine allgemeine Kompetenz 
zur Regelung des Binnenmarktes dar. 

38. Artikel 95 EG ist nicht nur dann nicht 
die passende Rechtsgrundlage, wenn der zu 
erlassende Rechtsakt nur „nebenbei" eine 
Harmonisierung der Marktbedingungen in­
nerhalb der Gemeinschaft bewirkt 8, sondern 
auch dann, wenn eine der speziellen Harmo­
nisierungsvorschriften Anwendung findet. 

39. Zu diesen gegenüber Artikel 95 EG vor­
rangig anzuwendenden Vorschriften gehören 
auch die Bestimmungen, die Koordinie­
rungsbefugnisse im Bereich der Grundfrei­
heiten vorsehen. 

7 — Urteile in der Rechtssache 45/86 (zitiert in Fußnote 6). 
Randnr. 13. vom 7 J u l i 1992 in der Rechtssache C-295/90 
(Parlament/Rat. Slg. 1992. I-4193. Randnr 11). vom 13. lull 
1995 in der Rechtssache C-350/92 (Spanien/Rat. Slg. 1995. I-
1985, Randnr. 26) und vom 10. lull 2003 in der Rechtssache 
C-15/00 (Kommission EIB, Slg. 2003. I-7281) 

8 - Urteile vom -1 Oktober 1991 in der Rechtssache C 70/88 
(Parlament/Rat, Slg. 1991, I-4529, Randnr. 17) und vom 
17 März 1993 in der Rechtssache C-155/91 (Kommission/Rat. 
Slg. 1993, I-939, Randnr. 19). 
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40. Da die Verordnung über die SCE als 
Rechtsakt betreffend eine bestimmte Form 
der Genossenschaft gesellschaftsrechtliche 
Regelungen enthält, kommt hier in erster 
Linie Artikel 44 EG in Betracht. 

41. Diese Bestimmung kann zur Anglei-
chung nationalen Gesellschaftsrechts heran­
gezogen werden. Damit würde diese Vor­
schrift auch die Harmonisierung des natio­
nalen Genossenschaftsrechts erlauben, und 
ein auf Artikel 44 EG gestützter Rechtsakt 
könnte auch solche Vorschriften enthalten, 
wie sie die Verordnung enthält, etwa zur 
Gründung oder zur Kapitalerhaltung. 

42. Die Koordinierung als Voraussetzung 
bildet jedoch zugleich eine Grenze, und zwar 
im Hinblick auf die Schaffung neuer gesell­
schaftsrechtlicher Formen. Entsprechende 
Rechtsakte könnten daher nicht auf Arti­
kel 44 EG gestützt werden 9. 

43. Eine weitere Grenze für die Anwendung 
von Artikel 44 EG stellt der Umstand dar, 
dass diese Vorschrift nur die Beseitigung von 

Hindernissen der Niederlassungsfreiheit er­
laubt, nicht jedoch von Hindernissen der 
Dienstleistungsfreiheit. Zielt ein Rechtsakt 
also auf den Abbau solcher Hindernisse für 
das Tätigwerden von Genossenschaften, 
scheidet Artikel 44 EG aus. 

44. Während die Vorschriften betreffend 
den Sitz der SCE sowie betreffend dessen 
Verlegung die Niederlassungsfreiheit betref­
fen, weisen andere Vorschriften der Verord­
nung über diese Grundfreiheit hinaus und 
dienen dazu, Hindernisse auch für die 
anderen Freiheiten gemäß Artikel 14 EG zu 
beseitigen. 

45. Da die klagende Partei ihren Antrag 
jedoch nicht damit begründete, dass 
Artikel 44 EG als Rechtsgrundlage heranzu­
ziehen gewesen wäre, ist einer konkreten 
Prüfung der Frage, ob die Verordnung auf 
Artikel 44 EG hätte gestützt werden können, 
nicht weiter nachzugehen. 

46. Insgesamt bleibt somit festzuhalten, dass 
Artikel 95 EG auch für das Gesellschafts­
recht bedeutsam ist, und zwar für jene 
Harmonisierung, die nicht von Arti­
kel 44 EG abgedeckt ist. 

9 — Deckert/Lilienthal, „Die Rechtsetzungskompetenzen der EG 
im Privatrecht", Europäisches Wirtschafts- & Steuerrecht 1999, 
121 (123 f.); Troberg/Tiedje, Rz. 27 zu Artikel 44; a. A. Trüe, 
Das System der Rechtsetzungskompetenzen der Europäischen 
Gemeinschaft und der Europäischen Union, 2002, 231 f. 
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2. Ziel von Artikel 95 EG: Errichtung und 
Funktionieren des Binnenmarktes 

47. Rechtsakte können nur dann auf 
Artikel 95 EG gestützt werden, wenn sie 
die Errichtung und das Funktionieren des 
Binnenmarktes zum Gegenstand haben. Im 
Übrigen sei darauf hingewiesen, dass sich 
dieses Kriterium auf die Harmonisierungs­
maßnahme und nicht, wie der Wortlaut von 
Artikel 95 EG nahe legt, auf die Vorschriften 
der Mitgliedstaaten bezieht, die angeglichen 
werden sollen. Das geht auch aus der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes hervor, 
wonach „Maßnahmen nach dieser Bestim­
mung die Bedingungen für die Errichtung 
und das Funktionieren des Binnenmarktes 
verbessern sollen und tatsächlich dieses Ziel 
verfolgen müssen, indem sie zur Beseitigung 
von Hemmnissen für den freien Waren- oder 
Dienstleistungsverkehr oder aber von Wett­
bewerbsverzerrungen beitragen" 10. 

48. Das wäre dann der Fall, wenn die 
streitige Verordnung Unterschiede zwischen 
den Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten beseitigen oder vermin­
dern würde, die geeignet sind, die Grund­
freiheiten zu beeinträchtigen und sich auf 
diese Weise unmittelbar auf das Funktionie­
ren des Binnenmarktes auswirken 11. 

49. Aus dem dritten Erwägungsgrund der 
Verordnung geht hervor, dass der Rechts­
rahmen für die Geschäftstätigkeit einer 
Gesellschaft innerhalb der Gemeinschaft 
weitgehend auf einzelstaatlichem Recht be­
ruht und dass diese Situation ein erhebliches 
Hindernis für die Schaffung von Unterneh­
mensgruppen mit Unternehmen aus ver­
schiedenen Mitgliedstaaten darstellt. 

50. Der elfte Erwägungsgrund erläutert die 
Situation in den Mitgliedstaaten dahin ge­
hend, dass die grenzüberschreitende Zusam­
menarbeit von Genossenschaften in der 
Gemeinschaft gegenwärtig auf rechtliche 
und administrative Schwierigkeiten stößt 
und dass diese beseitigt werden sollten. 

51. Solche Hindernisse könnten freilich 
auch durch eine Richtlinie vermindert wer­
den, mit der die genossenschaftsrechtlichen 
Vorschriften der Mitgliedstaaten angeglichen 
würden, also mit einer Richtlinie, wie sie für 
das Gesellschaftsrecht typisch ist. Eine Richt­
linie zur Angleichung des Genossenschafts­
rechts wäre allerdings nur dann auf 
Artikel 95 EG zu stützen gewesen, wenn 
keine speziellere Harmonisierungsbestim­
mung einschlägig gewesen wäre. 

52. Mit der Rechtsform der Verordnung 
könnte man die Vorschriften des nationalen 
Rechts, die Genossenschaften regeln, hinge­
gen durch einheitliche gemeinschaftsweite 
Bestimmungen ersetzen. Wie aber auch 

10 — Urteil vom 10 Dezember 2002 in der Rechtssache C 491/01 
(BAT, Slg. 2002. I 11453, Randnr 60). 

11 — Urteile in der Rechtssache C-491/01 (zitiert in Fußnote 10). 
Randnr. 60, und vom 14. Dezember 2004 in der Rechtssache 
C-210/03 (Swedish Match, Slg. 2001. I-11891). 
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Parlament und Kommission zugestehen, ist 
das nicht der Weg, den die streitige Verord­
nung geht. 

53. Das Parlament hat zu Recht darauf 
hingewiesen, dass Artikel 95 EG auch die 
Annahme von Verordnungen gestattet. Dar­
aus darf man allerdings nicht den Schluss 
ziehen, dass Regelungen einer Verordnung 
damit automatisch auch Maßnahmen zur 
Rechtsangleichung sind, die den Voraus­
setzungen von Artikel 95 EG entsprechen. 

54. In casu liegt der Grund für die Wahl der 
Rechtsaktform Verordnung darin, dass eine 
Richtlinie erst in das nationale Recht um­
zusetzen gewesen wäre. Das hätte wiederum 
zu einer Vielzahl von Umsetzungsvorschrif­
ten 12 geführt, die jeweils nur für das Gebiet 
des jeweiligen Mitgliedstaats gegolten hätten. 
Damit wären die Vorteile, die mit einer 
Verordnung zu erreichen sind, nicht annä­
hernd erzielt worden. Denn die Verordnung 
kann einheitliches, unmittelbar anwendbares 
Recht schaffen. Mit einer Verordnung, die 
eine zusätzliche Rechtsform schafft, kann der 
Gemeinschaftsgesetzgeber also solche Ter­
ritorialitätsprobleme lösen 13. 

55. Dass die Verordnung einen Beitrag zur 
Vollendung des Binnenmarktes im Allge­
meinen leistet, trifft zwar zu, reicht aber 
entgegen den im Verfahren gemachten Aus­
führungen alleine nicht hin, um sie zulässi­
gerweise auf Artikel 95 EG zu stützen. Denn 
ein solcher „Beitrag" kann auch durch andere 
Maßnahmen als solche der Rechtsanglei­
chung erfolgen. 

3. Angleichung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten 

56. Hinsichtlich der Voraussetzung, wonach 
die Heranziehung von Artikel 95 EG ver­
langt, dass der Rechtsakt der Rechtsanglei­
chung dient, ist darauf hinzuweisen, dass der 
Einhaltung dieser Voraussetzung insofern 
großes Gewicht beizumessen ist, als die 
Mitgliedstaaten als „Herren der Verträge" 
damit eine zusätzliche Voraussetzung für die 
Rechtsetzungsbefugnis der Gemeinschaft 
schaffen wollten, wie sie der Vorschlag der 
Kommission zu Artikel 100a EG-Vertrag 
noch nicht enthielt, der auch andere Mittel 
zur Verwirklichung des Binnenmarktes vor­
sah. 

57. Artikel 95 EG darf aber auch nicht zu 
eng ausgelegt werden. Wie Parlament und 
Rat übereinstimmend ausführen, erlaubt 
diese Rechtsgrundlage nämlich auch eine so 
genannte antizipierte Rechtsangleichung, 

12 — Wahlers, „Art. 100a EWGV — Unzulässige Rechtsgrundlage 
für den geänderten Vorschlag einer Verordnung über das 
Statut der Europäischen Aktiengesellschaft?", Aktiengesell­
schaft 1990, 448 (451). 

13 — Trüe (zitiert in Fußnote 9), 205 und 208. 
Vgl. auch das Urteil vom 22. Juni 1994 in der Rechtssache 
C-9/93 (IHT, Slg. 1994, I-2789, Randnr. 58). 
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d. h. die Annahme von Maßnahmen, ohne 
dass in den Mitgliedstaaten vergleichbare 
Vorschriften bestehen, die dadurch angegli­
chen werden sollten. 

58. Diese Auffassung lässt sich auch durch 
die Rechtsprechung des Gerichtshofes be­
legen. Danach „kann zwar Artikel 95 EG als 
Rechtsgrundlage herangezogen werden, um 
der Entstehung neuer Hindernisse für den 
Handel infolge einer heterogenen Entwick­
lung der nationalen Rechtsvorschriften vor­
zubeugen, doch muss das Entstehen solcher 
Hindernisse wahrscheinlich sein und die 
fragliche Maßnahme ihre Vermeidung be­
zwecken" 14. 

59. Das Ziel der Rechtsangleichung im Sinne 
von Artikel 95 EG besteht in einer Annähe­
rung der Rechtssysteme. 

60. Daraus folgt zugleich, dass eine Maß­
nahme der Rechtsangleichung nicht die Er­
setzung der nationalen Vorschriften durch 
solche des Gemeinschaftsrechtsakts verlangt. 
Im Ergebnis führt die Umsetzung einer 
Richtlinie betreffend eine Rechtsangleichung 
zwar auch zur Änderung des bisherigen 
nicht EG-konformen nationalen Rechts, 

und damit im Grunde ebenso zu einer 
Ersetzung des bisher anwendbaren Rechts; 
um diesen Aspekt geht es hier aber nicht. 

61. Artikel 95 EG erlaubt allerdings nicht 
nur die Angleichung nationalen Rechts im 
engeren Sinn, sondern auch die so genannte 
Vereinheitlichung des betreffenden Sachge­
biets. Die Zulässigkeit eines solchen Vorge­
hens lässt sich damit begründen, dass 
Artikel 95 EG erstens nicht nur die Rechts­
form der Richtlinie, sondern etwa auch 
Verordnungen, erlaubt, und zweitens eine 
Rechtsvereinheitlichung sich von der Rechts­
angleichung im engeren Sinn genau genom­
men nur graduell unterscheidet. Denn auch 
Rechtsvereinheitlichung bewirkt dem Wesen 
nach eine Annäherung der Rechtssysteme, 
und zwar in der extremsten Form. Bezogen 
auf das vorliegende Verfahren wäre das etwa 
die Einführung eines einheitlichen Genos­
senschaftsrechts. 

62. Das vorliegende Verfahren betrifft nun 
die Frage, ob, und bejahendenfalls, unter 
welchen Voraussetzungen Artikel 95 EG 
auch für Rechtsakte, mit denen bestimmte 
Vorschriften neben die des nationalen 
Rechts treten, dieses also ergänzen, eine 
taugliche Rechtsgrundlage bildet. 

63. Damit ist das Rechtsproblem angespro­
chen, ob Artikel 95 EG auch die Schaffung 

14 — Urteile in der Rechtssache C-350/92 (zitiert in Fußnote ľ), 
Randnr. 35, vom 5. Oktober 2000 m der Rechtssache 
C-376/98 (Deutschland/Parlament und Rat. Slg. 2000. I 
8419, Randnr. 86), vom 9, Oktober 2001 in der Rechtssache 
C-377/98 (Niederlande/Parlament und Rat, Slg. 2001, I-7079, 
Randnr. 15) und in der Rechtssache C-491/01 (zitiert in 
Fußnote 10), Randnr. 61. 

I - 3745 



SCHLUSSANTRÄGE VON FRAU STIX-HACKL - RECHTSSACHE C-436/03 

völlig neuer rechtlicher Formen, etwa von 
Typen des Gesellschaftsrechts, gestattet. 

4. Die Schaffung neuer Rechtsformen 

64. In einem ersten Schritt ist der grund­
sätzlichen Frage nachzugehen, ob Arti­
kel 95 EG auch für die Schaffung einer 
neuen Rechtsform als Rechtsgrundlage zu­
lässig ist. Im Anschluss daran ist zu prüfen, 
ob die Verordnung, mit der die Rechtsform 
der SCE geschaffen wurde, auf Artikel 95 EG 
gestützt hätte werden können. 

a) Die Frage der Zulässigkeit von 
Artikel 95 EG als Rechtsgrundlage im All­
gemeinen 

65. Zur Beantwortung der Frage, ob die 
Schaffung neuer Rechtsformen mittels eines 
auf Artikel 95 EG gestützten Rechtsakts 
zulässig ist oder ob als Rechtsgrundlage nur 
Artikel 308 EG in Betracht kommt, ist von 
der Rechtsprechung des Gerichtshofes zur 
Schaffung neuer Titel im Recht des geistigen 
Eigentums auszugehen. 

66. Der Gerichtshof hat so betont, dass die 
Gemeinschaft auf der Grundlage von 
Artikel 308 EG neue Titel schaffen kann, 
die dann die nationalen Titel überlagern 15. 
Das betraf die mit der Verordnung (EG) 
Nr. 40/94 des Rates vom 20. Dezember 1993 
über die Gemeinschaftsmarke 16 geschaffe­
nen Titel. 

67. Der Rechtsprechung kann allerdings die 
allgemeine Aussage entnommen werden, 
dass zur Schaffung gemeinschaftsrechtlich 
determinierter Rechtsinstitute oder Rechts­
formen Artikel 308 EG als Rechtsgrundlage 
heranzuziehen ist. 

68. Dementsprechend wird im Schrifttum 
die Schaffung neuer Rechtstitel auf dem 
Gebiet des geistigen Eigentums nur als ein 
mögliches Beispiel für die Schaffung gemein­
schaftsrechtlich determinierter neuer 
Rechtsformen angeführt. Darüber hinaus­
gehend wird weitaus überwiegend 17 die 
Auffassung vertreten, dass ebenso die Schaf­
fung einer europäischen Gesellschaftsform 
nicht durch einen auf Artikel 95 EG ge­
stützten Rechtsakt zulässig ist. Als Beispiel 

15 — Gutachten 1/94 vom 15. November 1994 (Slg. 1994, I-5267, 
Randnr. 59) sowie Urteile in der Rechtssache C-350/92 
(zitiert in Fußnote 7), Randnrn. 23 und 27, und in der 
Rechtssache C-377/98 (zitiert in Fußnote 14), Randnr. 24. 

16 — ABl. L 11, S. 1. 
17 — Dashwood. „The Limits of European Community Powers", 

European Law Review 1996, 113 (120); Müller-Graff, „Die 
Rechtsangleichung zur Verwirklichung des Binnenmarktes", 
Europarecht 1989,107 (129): vgl. auch Tietje, in: Grabitz/Hilf, 
Kommentar, „Art. 95 EGV", Rz. 52. 
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wird dabei die Europäische Aktiengesell­
schaft (SE) genannt 18. 

69. Das Gegenargument des Parlaments, 
dass die Rechtsprechung das Rechtsgebiet 
des geistigen Eigentums betrifft und dieses 
wegen Artikel 295 EG eine Sonderstellung 
einnimmt, verfängt nicht. 

70. Erstens erfasst Artikel 295 EG nicht nur 
Immaterialgüterrechte, wie bestimmte Titel. 
Zweitens hat diese Vorschrift selbst auf 
jenem Rechtsgebiet nur eine eingeschränkte 
Bedeutung 19: So unterliegt etwa die ent­
sprechende Ausübung der Eigentumsrechte 
unbestritten dem Vertrag, d. h. den übrigen 
Bestimmungen des Primärrechts. 

71. Der Rechtsprechung lässt sich hinsicht­
lich der Zulässigkeit der Rechtsgrundlage 
keine klare Unterscheidung in Harmonisie­
rung im Sinne von Annäherung einerseits 
und Schaffung neuer Rechtsformen anderer­
seits entnehmen. Wie das Parlament zu 
Recht ausführt, trägt der durch die streitige 
Verordnung geschaffene neue Rechtsrahmen 
zusätzlich zur Annäherung bei, und zwar 

dadurch, dass die Mitgliedstaaten diese ein­
heitlichen gemeinschaftlichen Regeln respek­
tieren. 

72. Die Gegenauffassung 20, wonach Arti­
kel 95 EG doch auch die Schaffung neuer 
Rechtsformen abdeckt, wird u. a. darauf 
gestützt, dass diese Bestimmung neben der 
Rechtsaktform Richtlinie auch die der Ver­
ordnung erlaubt. Dem ist freilich entgegen­
zuhalten, dass aus der Zulässigkeit der 
Rechtsaktform Verordnung noch nicht not­
wendigerweise darauf geschlossen werden 
darf, dass gemäß dieser Bestimmung auch 
die Schaffung neuer gemeinschaftlicher 
Rechtsformen zulässig ist, weil Verordnun­
gen auch zur Erreichung anderer Ziele 
erforderlich sind, wie z. B. für das Ersetzen 
des nationalen Genossenschaftsrechts durch 
ein einheitliches gemeinschaftliches Genos­
senschaftsrecht, ohne dass eine neue ge­
meinschaftliche Rechtsform hinzutritt. 

73. Während die Schaffung neuer gemein­
schaftlicher Rechtsformen, die neben natio­
nale Rechtsformen treten, also nicht von 
Artikel 95 EG erfasst wird, ist die Rechtslage 
für Rechtsformen, die nicht unabhängig von 

18 — Herrnfeld, Schwarze (Hrsg.), EU-Kommentar, „Artikel 95 
EGV, Rz. 23; Schwartz, „30 Jahre EG-Rechtsangleichung", 
in: Eine Ordnungspolitik für Europa, Festschrift von der 
Groeben, 1987, 330 (365); Tietje (zitiert in Fußnote 17), 
Rz. 52. 

19 — Urteil vom 20. Oktober 1993 in den verbundenen Rechts­
sachen C-92/92 und C-326/92 (Collins und Patricia Im- und 
Export/lmtrat und EMI Electrola, Slg. 1993, I-5145). 

20 — Siehe Pipkorn/Bardenhewer-Rating/Taschner, von der Groe-
ben/Schwarze (Hrsg.), EUVEG-Vertrag Kommentar, 6. Auf­
lage, „Artikel 95 EG", Rz. 41, sowie Leible, Streinz/Ohler/ 
Burgi (Hrsg.), EUV/EGV: Vertrag über die Europäische Union 
und Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 
2003, „Art. 95 EGV", Rz. 29, welche die Auffassung der 
Kommission vertreten. 
Vgl. True (zitiert in Fußnote 9), 268, die jedoch für bestimmte 
Aspekte, insbesondere die Ergänzung durch nationales 
Recht, Artikel 44 EG den Vorzug gibt. 
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nationalen Regelungen gelten21 bzw. für 
Rechtstitel, die unabhängig vom nationalen 
Recht geschützt werden 22 , nicht so klar. 
Insbesondere ist offen, wo die Trennlinie 
zwischen echten oder ganz neuen Rechts­
formen und solchen neuen Rechtsformen 
verläuft, für die auch nationales Recht gilt. 

74. Ob Artikel 95 EG die richtige Rechts­
grundlage darstellt, ist also stets anhand des 
konkreten Rechtsakts zu untersuchen, in 
casu anhand der streitigen Verordnung. 
Dabei ist insbesondere zu prüfen, in welche 
der beiden oben genannten Kategorien von 
neu geschaffenen Rechtsformen die SCE 
fällt. 

b) Die Beurteilung der Zulässigkeit von 
Artikel 95 EG als Rechtsgrundlage der 
Verordnung im Besonderen 

75. Hinsichtlich der Beurteilung der SCE ist 
zunächst darauf hinzuweisen, dass deren 
Qualifizierung, und zwar verstanden als 
Bezeichnung, nicht entscheidend sein kann. 
Ob die SCE so tatsächlich eine „nationale 
Gesellschaft mit europäischem Charakter" 
ist, wie Kommission und Parlament behaup­
ten, kann daher dahin gestellt bleiben. Im 

Übrigen wird in der Fachliteratur vielmehr 
die Auffassung vertreten, dass es sich um 
eine europaweite Gesellschaftsform 23, eine 
europäische Rechtsform 24, eine juristische 
Person des Europäischen Gemeinschafts­
rechts 25 oder eine supranationale Geschäfts­
struktur 26 handelt. Maßgeblich ist also der 
Regelungsinhalt der Verordnung. 

76. Wie schon die allgemeine Untersuchung 
der Frage, ob Artikel 95 EG generell die 
Schaffung neuer Rechtsformen gestattet, soll 
auch die rechtliche Prüfung der streitigen 
Verordnung anhand der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes vorgenommen werden. 

77. Für die Beurteilung der Zulässigkeit der 
für den Rechtsakt betreffend die Schaffung 
eines Titels gewählten Rechtsgrundlage war 
für den Gerichtshof entscheidend, dass die 
„aufgrund der Richtlinie erteilten Patente 
... nationale Patente [sind], die nach den in 
den Mitgliedstaaten geltenden nationalen 
Verfahren erteilt werden. Die Richtlinie 
bezweckt nicht die Einführung eines Ge­
meinschaftspatents, und sie bewirkt sie auch 

21 — Vgl. Ehlermann, „The Internal Market Following the Single 
European Act", Common Market Law Review 1987, 361 
(385). 

22 — Arnull/Dashwood/Ross/Wyatt, European Union Law, 4. 
Auflage, 2000, 521. 

23 — Snaith, „Das anwendbare Recht", in: Reiner Schulze (Hrsg.), 
Europäische Genossenschaft, 2004, 25. 

24 — Reiner Schulze, „Einführung: Die Verordnung über das Statut 
der Europäischen Genossenschaft (SCE)", in: Reiner Schulze 
(Hrsg.), Europäische Genossenschaft, 2004, 1 (2); Wahlers 
(zitiert in Fußnote 12), 451. 

25 — Schulze (zitiert in Fußnote 24), 4. 
26 — Snaith (zitiert in Fußnote 23), 19 (38). 
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nicht; sie schafft keinen neuen Titel, was nur 
auf der Rechtsgrundlage des Artikels 235 
EG-Vertrag möglich wäre."27 

78. Im Unterschied zu jenen Rechtstiteln 
sind die nach der streitigen Verordnung 
gegründeten Genossenschaften aber keine 
nationalen Genossenschaften, die nach na­
tionalem Recht, sondern vielmehr nach den 
einschlägigen Bestimmungen der Verord­
nung gegründet werden. 

79. Einen wertvollen Hinweis gibt in diesem 
Zusammenhang der 14. Erwägungsgrund der 
Verordnung, in dem der „besondere Ge­
meinschaftscharakter" einer SCE betont 
wird. 

80. Im zwölften Erwägungsgrund wird der 
Gemeinschaftsgesetzgeber noch deutlicher 
und spricht ausdrücklich von der „Einfüh­
rung einer europäischen Rechtsform für 
Genossenschaften, die sich auf gemeinsame 
Grundsätze stützt, aber ihren Besonderhei­
ten Rechnung trägt, ...". 

81. Dass die Verordnung jedenfalls eine 
neue Rechtsform schafft, wird im Übrigen 
auch nicht vom Parlament bestritten. Es ist 
daher näher zu untersuchen, welche Argu­

mente trotz Qualifizierung der SCE als neuer 
Rechtsform für die Heranziehung von 
Artikel 95 EG als Rechtsgrundlage sprechen 
könnten. 

c) Argumente für die Heranziehung von 
Artikel 95 EG 

82. Dafür, dass als Rechtsgrundlage doch 
Artikel 95 EG heranzuziehen gewesen wäre, 
könnte sprechen, dass die Verordnung kei­
nen kompletten Rechtsrahmen enthält oder 
wie es das Parlament formuliert, eine SCE 
nur gemeinsam mit nationalem Recht be­
stehen kann. 

83. Die SCE sind im Verhältnis zu Genos­
senschaften nach nationalem Recht zwar 
eigenständig. Klar ist das aber bestenfalls in 
formeller Hinsicht. In materieller Hinsicht 
ist das nicht so eindeutig, weil für eine SCE 
auch Vorschriften des nationalen Genossen­
schaftsrechts gelten. 

84. Die Verordnung verweist nämlich an 
mehreren Stellen auf nationales Recht und 

27 - Urteil in der Rechtssache C-377/98 (zitiert in Fußnote 14), 
Randnr. 25. 
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macht es für weite Bereiche eine SCE 
betreffend anwendbar 28: So etwa für Vor­
schriften über die Eintragung in Register 
(Artikel 11) und die Publizität von Urkunden 
(Artikel 12) sowie die Vorschriften betref­
fend die Verschmelzung (Artikel 28). 

85. Es ist also zutreffend, dass die Verord­
nung manche Gesichtspunkte unter Verweis 
auf nationales Recht regelt. Die Verordnung 
enthält aber eine ausdrückliche Vorschrift, 
die eindeutig die Rangordnung des jeweils 
maßgeblichen Rechts normiert: Artikel 8 
statuiert dabei klar den Vorrang der Verord­
nung 29. 

86. Wesentliche Teile der Verordnung ent­
halten freilich genuin Neues. Das gilt in 
erster Linie hinsichtlich der Bestimmungen 
über die Gründung einer SCE, und zwar 
betreffend die Gründung ex nihilo, d. h. der 
Neugründung ohne Verschmelzung oder 
Umwandlung bestehender juristischer Per­
sonen 30. 

87. Mit der streitigen Verordnung wurde 
also die neue Rechtsform der SCE geschaf­
fen. Wie Rat und Parlament übereinstim­
mend festhalten, schafft die Verordnung 

daher eine neben nationalen Strukturen 
parallele gemeinschaftliche Struktur. 

88. Dass eine SCE neben die nationalen 
Rechtsformen der Genossenschaft tritt, 
macht insbesondere Artikel 9 deutlich. Da­
nach ist eine SCE grundsätzlich wie eine 
Genossenschaft zu behandeln, die nach dem 
Recht des Sitzstaates der SCE gegründet 
wurde. 

89. Die Vorschriften der Verordnung treten 
also ergänzend zu denen des nationalen 
Rechts hinzu. Damit sind die SCEs trotz 
des gelegentlichen Verweises auf nationales 
Recht wie eine echte Neuschaffung zu 
bewerten. Das führt aber dazu, dass 
Artikel 95 EG als Rechtserundlage nicht 
ausreicht 31. 

90. Zu betonen ist abschließend, dass das 
nationale Genossenschaftsrecht von der Ver­
ordnung unberührt bleibt. Die Rechtsform 
der SCE ersetzt eben nicht die Rechtsformen 
des nationalen Genossenschaftsrechts, son­
dern ist von diesen verschieden und tritt zu 
diesen hinzu 32. 

28 — Snaith (zitiert in Fußnote 23), 40 f. 
29 — Darauf weist auch Snaith (zitiert in Fußnote 23), 19, hin. 
30 — Parléani, „Le règlement relatif à la société coopérative 

européenne, et la subtile articulation du droit communau­
taire et des droits nationaux", Revue des sociétés 2004, 74 
(87). 

31 — Siehe dazu Wahlers (zitiert in Fußnote 12), 454. 
32 — Schulze (zitiert in Fußnote 24), 1. 
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91. Des Weiteren ist im vorliegenden Ver­
fahren das Argument verwendet worden, 
dass Artikel 95 EG nur die Annahme solcher 
Rechtsakte erlaube, die auch ein Mitglied­
staat erlassen könnte. Eine solche Begrün­
dung findet sich in verschiedener Ausprä­
gung auch im Schrifttum 33. 

92. Das Parlament vertritt u. a. die Auffas­
sung, dass Rechtsangleichung auch darin 
bestehen kann, dass solche Hindernisse 
beseitigt werden, die sich daraus ergeben, 
dass das Recht der Mitgliedstaaten jeweils 
eine eingeschränkte territoriale Wirkung 
habe. Das Parlament versucht damit zu 
begründen, dass Artikel 95 EG auch die 
Schaffung gemeinschaftsweiter neuer Struk­
turen erlaube. 

93. Die Auffassung des Parlaments, wonach 
die Beseitigung der Hindernisse, die sich aus 
der begrenzten territorialen Wirkung des 
nationalen Rechts ergeben, durch Maßnah­
men eines Mitgliedstaats alleine per defini-
tionem nicht möglich ist, trifft zu. 

94. Zur Klarstellung sei hier aber darauf 
hingewiesen, dass es freilich nicht darum 
gehen kann, dass ein einzelner Mitgliedstaat 
einen Rechtsakt mit demselben Inhalt und 

denselben Wirkungen erlassen kann. Ent­
scheidend ist vielmehr die Verteilung der 
Zuständigkeiten, dies entspricht dem Grund­
gedanken der Einordnung der Kompetenz 
zur Rechtsangleichung als konkurrierende 
Zuständigkeit. 

95. Zur Vermeidung von Missverständnis­
sen sollte daher besser von Zuständigkeit für 
bestimmte Angelegenheiten 34 oder für ein 
Sachgebiet 35 und nicht für die Erlassung von 
Maßnahmen gleichen Inhalts die Rede sein. 
Im vorliegenden Verfahren wäre das aber 
nicht die Zuständigkeit, Regelungen des 
Genossenschaftsrechts zu erlassen, sondern 
konkreter die Zuständigkeit zur Schaffung 
einer gemeinschaftsweiten Rechtsform auf 
dem Gebiet des Genossenschaftsrechts. 

96. Auf das Argument des Parlaments, wo­
nach Artikel 95 EG die Schaffung neuer 
Strukturen erlaube, wenn damit Hindernisse 
beseitigt würden, die sich aus der einge­
schränkten territorialen Wirkung des natio­
nalen Rechts ergeben, ist zu entgegnen, dass 
es zwar zutreffen mag, dass Artikel 95 EG 
auch die Beseitigung räumlicher Grenzen des 
mitgliedstaatlichen Rechts erlaubt. Daraus 
folgt jedoch noch nicht, dass Artikel 95 EG 
auch alle rechtlichen Maßnahmen, z. B. 
Verordnungen jedweden Inhalts, erfasst, 
mit denen solche Grenzen überwunden 
werden können. Gerade in Bezug auf die 

33 — Dashwood (zitiert in Fußnote 17), 120; Deckert/Lilienthal 
(zitiert in Fußnote 9), 128; Müller-Graff (zitiert in Fußnote 
17), 129; Wahlers (zitiert in Fußnote 12), 453; Arnull/ 
Dashwood/Ross/Wyatt (zitiert in Fußnote 22), 521. 
Siehe hingegen die in der Kommission tätigen oder tätig 
gewesenen Autoren Pipkorn/Bardenhewer-Rating/Taschner 
(zitiert in Fußnote 20), Rz. 40. 

34 — Dashwood (zitiert in Fußnote 17), 120. 

35 — Trüe (zitiert in Fußnote 9), 217, die aber dieses Kriterium 
grundsätzlich nicht für geeignet hält. 
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Schaffung gemeinschaftsweiter Strukturen 
ist das keineswegs klargestellt 36. Im Gegen­
teil: Die Schaffung solcher Strukturen, wie 
etwa die Schaffung neuer gesellschaftsrecht­
licher Formen, wie die der SCE, ist dem 
Wesen nach die Schaffung von etwas Neu­
em. Das ist das wesentliche Charakteristi­
kum der Verordnung über die SCE. Der 
damit verfolgte Zweck ist sekundär. 

97. Dass bestimmte Wirkungen nur durch 
die Schaffung gemeinschaftsweiter Struktu­
ren erreicht werden können, sei hier nicht in 
Abrede gestellt. Das bedeutet aber nicht, 
dass Maßnahmen, die solche Wirkungen 
erzielen sollen, auf Artikel 95 EG gestützt 
werden können. Für die Auslegung dieser 
Rechtsgrundlage und damit für die Frage von 
deren Zulässigkeit darf es nicht allein darauf 
ankommen, dass ein Rechtsakt nur irgendein 
Ziel der Rechtsangleichung verfolgt. Darüber 
hinaus ist es unzutreffend, aus diesem Ziel zu 
folgern, dass damit automatisch jedwedes 
Mittel, d. h. jedwede rechtliche Maßnahme, 
zu dessen Verfolgung auf dieser Rechts­
grundlage erlaubt ist. 

98. Artikel 95 EG, und das sei hier nochmals 
betont, stellt eben nur eine der Rechtsgrund­
lagen dar, um Ziele der Rechtsangleichung 

zu verfolgen. Dass gemeinschaftsweite Struk­
turen nur durch Gemeinschaftsrecht errich­
tet werden können, bedeutet noch nicht, 
dass damit gleich eine bestimmte Rechts­
grundlage, nämlich Artikel 95 EG, in Be­
tracht kommt. Bestimmte Ziele, wie etwa die 
Schaffung neuer gemeinschaftlicher Rechts­
formen, können eben nur mit Artikel 308 EG 
erreicht werden. 

C — Ergebnis 

99. Da die streitige Verordnung nicht auf 
Artikel 95 EG gestützt werden konnte, und 
auch die anderen Voraussetzungen für die 
Anwendung von Artikel 308 EG erfüllt sind, 
ist Artikel 308 EG die zulässige Rechts­
grundlage. 

VI — Aufrechterhaltung der zeitlichen 
Wirkungen 

100. Da die Verordnung daher meiner An­
sicht nach nicht für nichtig zu erklären ist, 
erübrigt es sich, auf die Frage der Aufrecht­
erhaltung ihrer zeitlichen Wirkungen einzu­
gehen. 

36 — Dafür Pipkorn/Bardenhewer-Rating/Taschner (zitiert in Fuß­
note 20), Rz. 40, sowie Leíble (zitiert in Fußnote 20), Rz. 29, 
betreffend Schutzrechte. 
Dagegen Herrnfeld (zitiert in Fußnote 18), Rz. 22. 
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VII — Kosten 

101. Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrens­
ordnung des Gerichtshofes ist die unter­
liegende Partei zur Tragung der Kosten zu 

verurteilen. Da das Parlament mit seinem 
Vorbringen unterlegen ist, sind ihm die 
Kosten aufzuerlegen. Gemäß Artikel 69 § 4 
der Verfahrensordnung des Gerichtshofes 
haben das Königreich Spanien, das Verei­
nigte Königreich Großbritannien und Nord­
irland sowie die Kommission als Streithelfer 
ihre eigenen Kosten zu tragen. 

VIII — Ergebnis 

102. Nach alledem wird dem Gerichtshof vorgeschlagen, 

1. die Klage des Parlaments als unbegründet zurückzuweisen; 

2. dem Parlament die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen; 

3. dem Königreich Spanien, dem Vereinigten Königreich Großbritannien und 
Nordirland sowie der Kommission jeweils ihre eigenen Kosten aufzuerlegen. 
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